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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Dritten Überleitungsgesetzes 

- Drucksache 1706 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Ände- 
rung des Dritten Oberleitungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Stellung des Landes 
Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) in der Fassung, die 
es durch die Bekanntmachung der Aufhebung 
von Vorschriften des Gesetzes über die Stel- 
lung des Landes Berlin im Finanzsystem des 
Bundes (Drittes Überleitungsgesetz) durch 
die Alliierte Flohe Kommission vom 31. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 115), durch 
das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die Stellung des Landes Berlin im Finanz- 
system des Bundes vom 20. Dezember 1952 
(Bunjdesgesetzbl. I S. 821), durch Artikel ll 
des Gesetzes zur Verlängerung der Geltungs- 
dauer und zur Änderung des Gesetzes zur 
Erhebung einer Abgabe „Notopfer Berlin“ 
vom 28. März 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 88) 
und durch das Zweite Gesetz zur Änderung 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 25. De- 
zember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 504) erhal- 
ten hat, wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Ände- 
rung des Dritten Oberleltungsgiesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Stellung des Landes 
Berlin Im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Oberleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) In der Fassung, die 
cs durch die Bekanntmachung der Aufhebung 
von Vorschriften des Gesetzes über die Stel- 
lung des Landes Betlin im Flnanzsystem des 
Bundes (Drittes Oberleitungsgesetz) durch 
die Alliierte Hohe Kommission vom 31. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 115), durch 
das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die Stellung des Landes Berlin Im Finanz- 
system des Bundes vom 20. DezemJber 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 821), durch Artikel II 
des Gesetzes zur Verlängerung der Geltungs- 
dauer und zur Änderung des Gesetzes zur 
Erhebung einer Abgabe „Notopfer Berlin“ 
vom 28. März 1953 (Bundesgesetzbl. I S, 88) 
und durch das Zweite Gesetz zur Änderung 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 25. De- 
zember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 504) erhal- 
ten hat, wird wie folgt geändert: 
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Entwurf 

/?? § 16 erhalten die Absätze 2 und 3 die 
folgende Fassung: 


„(2) Der Bundeszuschuß * soll so bemessen 
sein, daß das Land Berlin die zur Sicherung 
der wirtschaftlichen und sozialen Stellung 
Berlins sowie für die Aufgaben Berlins als 
deutsche Hauptstadt erforderlichen Aus- 
gaben leisten kann. 


(3) Solange die Abgabe „Notopfer Berlin“ 
erhoben wird, dient ihr Aufkommen aus- 
schließlich der Deckung des Bundeszuschus- 
ses.'' 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Lande Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

§ 16 erhält folgende Fassung: 

4 16 

Bundeshilfe für das Land Berlin 

(1) Solange das Land Berlin am Finanz- 
ausgleich unter den Ländern nicht teilnimmt, 
erhält es zur Deckung eines auf andere Weise 
nicht auszugleichenden Haushaltsfehlbedarfs 
einen Bundeszuschuß. Zur Deckung eines 
außerordentlichen Bedarfs für den Wieder- 
aufbau Berlins gewährt der Bund Darlehen, 
wenn eine anderweitige Darlehensaufnahme 
dem Land Berlin nicht zugemutet werden 
kann oder aus sonstigen Gründen nicht mög- 
lich ist. 

(2) Die Bundeshilfe (Biindeszuschuß und 
Bundesdarlehen) soll so bemessen sein, daß 
das Land Berlin befähigt wird, die durch seine 
besondere Lage bedingten Ausgaben zur wirt- 
schaftlichen und sozialen Sicherung seiner Be- 
völkerung zu leisten und seine Aufgaben als 
Hauptstadt eines geeinten Deutschland zu er- 
füllen. 

(3) Die Höhe der Bundeshilfe wird jährlich 
durdh das Gesetz über die Feststellung des 
Biindeshaushaltsplans bestimmt. Der Bundes- 
zuschuß ist dem Land Berlin in monatlichen 
Teilbeträgen zu überweisen. 

(4) Solange die Abgabe „Notopfer Berlin“ 
erhoben wird, dient ihr Aufkommen der 
Deckung der Bundeshilfe; das Nähere be- 
stimmt das Gesetz über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans.^* 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 
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